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AKTUELL 
Modernste Mittel bei 
Cessna-Suche 

Rorschach (AP) Nach d e r  a m  
Montag abend  in den Bodensee ab
gestürzten Cessna soll heute  D o n 
nerstag mi t  modernsten elektroni
schen Mitteln weitergesucht wer
den.  Wie die Kantonspolizei 
St. Gallen mitteilte, verunmöglichte 
d ie  schlechte Witterung am Mitt
woch die Sucharbeit. Bei d e n  verun
fallten Passagieren handelt  es  sich 
nach neuesten Erkenntnissen u m  
zwei Berliner Geschäftsleute. 

Bisher wurden von der Cessna ledig
lich Trümmerteile gefunden. Wegen 
eines Sturms wurde die Suche nach 
dem Flugzeug gestern abgebrochen. 

(Bild: key) 

«Endeavour»-Crew 
kommt nach Bern 

Bern ( A P )  Auf  Einladung des  
Bundesrats kommen  Claude Nicol
iier und die Crew des Shutt le «En
deavour» nach Bern. Die Delegati
on  wird a m  17. Februar  von Bun
desrätin R u t h  Dreifuss u n d  Bundes
kanzler Fran^ois Couchepin e m p 
fangen, wie das  Eidgenössische De 
par tement  des  Innern (EDI )  a m  
Mittwoch mitteilte. 

Blauhelm-Vorlage: 
Abstimmung am 12. Juni 

Bern (AP)  D e r  Souverän wird am 
12. Juni ü b e r  die  Schaffung von 
Blauhelmtruppen, die erleichterte 
Einbürgerung für junge Ausländer  
und die Verankerung d e r  Kulturför
derung in d e r  Bundesverfassung ab
stimmen. D e r  Bundesrat  bes t immte 
a m  Mittwoch die Vorlagen, wie die  
Bundeskanzlei mitteilte. 

Kein Marcos-Gold 
in Zürich-Kloten 

Kloten ( A P )  D e r  legendäre Go ld 
schatz des verstorbenen philippini
schen Ex-Präsidenten Ferdinand 
Marcos liegt nicht im Zollfreilager 
des  Flughafens Zürich-Kloten. E i n e  
vom zuständigen Zürcher  Bezirks
anwalt  Peter  Cosandey a m  Mitt
woch vorgenommene Hausdurchsu
chung ist ergebnislos verlaufen, wie  
Freilager-Direktor O t t o  Walther  
a u f  Anfrage bestätigte. 

LE CORBUSIER 

THONY 

Bleibt die Regierung bei der Gewährung von Wohnbeihilfen? 
Umstrittene neue Leistung im Rahmen der Gesetzesvorlage über die Förderung des preiswerten Wohnungsbaus - Viele Vorbehalte im Landtag 

(G. M.)  - Unter dem Eindruck der ho
hen Wohnbaukosten und der entspre
chend hohen Mieten legte die Regierung 
vor knapp zwei Jahren eine Neufassung 
des Wohnbauförderungsgesetzes vor, 
das als neuen Bestandteil die Ge
währung von Wohnbeihilfen enthielt. Im 
Gegensatz zur Regierung, die den Aus
bau dieses Förderungselementes als 
grossen Wurf bezeichnete, hielt sich die 
Begeisterung für diese zusätzliche För
derung im Landtag in engen Grenzen. 
Unter dem Eindruck sinkender Hypo
thekarzinsen und tendenziell fallender 
Mieten stellt sich die frage: Bleibt die 
Regierung bei der Gewährung von 
Wohnbeihilfen? 

Die  Ausgangssituation für  die Schaf
fung von Wohnbeihilfen hat te  die Regie
rung in ihrem Bericht an  den  Landtag 
mit d e r  engen finanziellen Situation vie
ler Mie te r  begründet: «Eine beträchtli
che Anzahl  von Personen in unserem 
Land  ist nicht mehr  in d e r  Lage, die Ko
sten für die Wohnungsmiete aufzubrin
gen, o h n e  auf andere  lebenswichtige Be 
dürfnisse verzichten zu müssen. E s  
kommt  auch immer wieder vor, dass Fa
milien und Einzelpersonen vorüberge
hend in finanzielle Schwierigkeiten gera
ten. D a m i t  sie in einer solchen Lage nicht 
sofort an die öffentliche Fürsorge gelan
gen müssen, sollen d e r  Staat  und die G e 
meinden durch Wohnbeihilfen mithelfen, 
diese Schwierigkeiten zu überwinden. 
Wohnbeihilfen sollen eine vorüberge
hende Massnahme darstellen.» 

Mieten für 5 Prozent nicht mehr tragbar 
Obwohl  die Regierung ihre Begrün

dung für die Schaffung von Wohnbeihil
fen mit Zahlen  e iner  Umfrage abstützte, 
blieben im Landtag  berechtigte Zweifel 
an de r  Stichhaltigkeit dieses Befragungs
ergebnisses bestehen.  Gemäss Regie
rungsbericht ha t ten  5 Prozent  d e r  ant
wortenden Mieter  erklärt ,  dass die fi
nanzielle Belastung aus  den  Wohnauf
wendungen kaum bis nicht mehr  tragbar 
seien. 

Daraus  leitete die  Regierung d i e  
Schlussfolgerung ab, dass annähernd  700 
Mieter  sich in e iner  angespannten finan
ziellen Situation befänden. Z w a r  vertei
digte d e r  damalige Regierungschef H a n s  
Brunhart  die Wohnbeihilfen als soziales 
Instrument, doch musste e r  e inräumen,  
dass de r  Umfrage recht  subjektive E m p 
finden zugrunde liegen können: Wenn 
j emand  beispielsweise 4000 Franken für  
eine Att ikawohnung bezahlen müsse, s o  
könne dies zu e iner  untragbaren Bela
stung werden, doch würde dieser Fall 
nicht unter  die beabsichtigten Wohnbei
hilfen fallen. 

300 000 Franken oder 3 Millionen? 

Auch das Berechnungsbeispiel für  die  
mutmasslichen Kosten für Land  und G e 
meinden hielt d e n  kritischen Fragen d e r  
Landtagsabgeordneten nicht stand. I m  
Bericht hatte die  Regierung erwähnt ,  
dass bei 700 bedürftigen Mietern d ie  
durchschnittliche Wohnbeihilfe etwa 400 
Franken betragen würde (bei e inem im 

Gesetzesvorschlag enthaltenen maxima
len Betrag von 800 Franken),  so dass ge
samthaft mit Aufwendungen von 300 000 
Franken zu rechnen wäre, wovon Land 
und  Gemeinden  je  die Hälfte tragen 
müssten. Offensichtlich hat te  die Regie
rung jedoch  vergessen, dass die Wohn
beihilfen monatlich zu entrichten wären,  
wie im Gesetzestext erwähnt,  womit sich 
p r o  Jahr  eine deutlich höhere Summe 
staatlicher Förderung ergeben würde. 
D e r  VU-Abgeordne te  Gün the r  Wohl-
wend rechnete jedenfalls dem Regie
rungschef vor, dass nicht 300 000 Fran
ken  durch die öffentliche H a n d  aufzu
bringen wären,  sondern mehr  als 3 Mil
lionen Franken im Jahr. 

Mit Wohnbeihilfen, erwähnte  d e r  A b 
geordnete  Wohlwend ausserdem, würde 
die Eigenverantwortung gelähmt und 
die Schwellenangst für die Einforderung 
de r  Beihilfe gesenkt: «Der  Missbrauch 
wird geradezu gefördert  und herbei
gelockt». 

Unbürokratische Hilfe besser 

Z w a r  bestritt  de r  Landtag nicht, dass 
die Notwendigkeit für Wohnbeihilfen 
für best immte Personen ode r  Familien 
vorhanden sei, doch erschien de r  Mehr
heit d e r  debat t ierenden Abgeordneten  
die vorgeschlagene Regelung als zu weit
gehend und  zu bürokratisch, teilweise 
auch unausgereift und kaum praktika
bel. D e r  FBP-Abgeordnete  O t m a r  Has
ler sprach sich für ein gesondertes G e 
setz aus, d a s  im Sinne einer Sozialhilfe 

Gewinnsprung der Bank in Liechtenstein 
Geschäftsergebnis 1993 mit einem Rekordergebnis - Steigerung des Reingewinns a u f  83,9 Millionen 

(G. M.) - Die  Bank in Liechtenstein 
(B1L) erreichte im Geschäftsjahr 1993 
ein neues Rekordergebnis. Zwar stieg 
die Bilanzsumme nur geringfügig ge
genüber dem Vorjahr an, doch der Rein
gewinn konnte auf 83,9 Mio, Fr. gestei
gert werden. 

In d e r  Erfolgsrechung zeigen sich Er
tragssteigerungen in allen Bereichen. 
Die gute  Ertragslage benützte  die BIL,  
um die Rückstellungen um weitere 60 
Mio. Fr. z u  erhöhen.  Auch für 1994 ist 
die B I L  recht  zuversichtlich: Das G e 
schäftsjahr 1994 konnte  genauso erfolg
reich begonnen werden wie 1993 abge
schlossen. 

Verwaltungsratspräsident Fritz Bühler  
erklärte a n  e iner  Pressekonferenz a m  
Mittwoch, dass das Ver t rauen in den  Fi
nanzplatz Liechtenstein durch die Kund
schaft sehr  wichtig sei. Nach den politi
schen Turbulenzen des vergangenen Jah
res sieht e r  nun eine Stabilisierung, die  
für  d e n  Dienstleistungssektor von gros
s e r  Bedeutung  sei. 

Die Bank in Liechtenstein kann f ü r  1993 ein ausgezeichnetes Geschäftsergebnis vor
weisen. Der Reingewinn steigerte sich a u f  das bisherige Rekordergebnis von 83,9 Mio. 
Franken. (Bild: Beat Schürte) 

Nach Auskunft von Generaldirektor 
Heinz Nipp hat sich das Umfeld für d ie  
Banken im Geschäftsjahr 1993 als opti
mal erwiesen, weshalb die Erträge so  
stark gesteigert werden konnten. Die  B I L  

werde in  Zukunft  komplementär  zum 
Vermögensverwaltungsgeschäft im loka
len und regionalen Bereich weiterhin das 
Universalbankgeschäft betreiben. 

Mehr darüber a u f  Seite 3. 

Bundesrat soll sich von Kleinkram entlasten 
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jeden Samstag geöffnet bis 16 Uhr 

Kurzfristiges Entlastungspotential von zehn bis 20 Prozent - Vor allem 
Bern ( A P )  Der Bundesrat soll sich die Departementsspitze bis z u r  Hälf te  

von Routinegeschäften ohne politisch- de r  Geschäfte abtreten kann.  
strategische Bedeutung entlasten. Zahl
reiche Personal- und Kreditentscheide 
könnte er an die Departemente delegie
ren und so  die Geschäftslast um zehn bis 
20 Prozent verringern. D e r  Bundesrat 
hat am Mittwoch von einem entspre
chenden Bericht Kenntnis genommen 
und definitive Vorschläge für den  Herbst 
angefordert. 

Die Verwaltungskontrolle des Bun
desrates ha t te  im Juni 1993 d e n  Auftrag 
erhalten, Vorschläge für  eine wirksame 
Delegation von Geschäf ten a n  die D e 
par temente  und  für  eine Entlastung d e r  
Departementschefs vorzuschlagen. Bei 
einer Pilotuntersuchung des  Eidgenössi
schen Depar tementes  des  Innern  ( E D I )  
zeigte sich, dass  d e r  Bundesra t  mit kurz
fristigen Massnahmen seine Geschäfts
last u m  zehn bis 20 Prozent  abbauen  und  

D e r  Bericht «Stufengerechte Zuord
nung von Aufgaben und Entscheidbe
fugnissen» schlägt dem Bundesrat  vor, 
sich im Personalwesen, bei d e r  Kredit
vergabe, bei de r  Bestellung von Kom
missionen sowie bei Geschäften o h n e  
strategisch-politische Ausrichtung zu  
entlasten. A n  die Depar temente  zu dele
gieren wären namentlich Präsidialverfü
gungen, beispielsweise Defizitgarantien, 
d ie  Bestimmung von Delegationen,  d ie  
Kenntnisnahme von Berichten sowie die  
Freigabe von Kostenanteilen an  Feiern. 
Dami t  Hesse sich die Zah l  von 500 Präsi
dialentscheiden u m  die Hälfte verrin
gern. Bis und  mit  de r  31. Lohnklasse 
sollten Personalentscheide ebenfalls den  
Depar tementen  abgetreten werden, wo
mit  sich d e r  Bundesra t  u m  80 bis 90 A n 
träge entlasten kann. Auch die Freigabe 

au f  unbürokratische Weise die Engpässe 
von  Mietern vorübergehend l indern  hel
fe. Verschiedene Abgeordnete  konnten  
sich auch mit dem starken Engagement  
d e r  öffentlichen H a n d  im Bereich d e r  
Mieten nicht einverstanden erklären,  
sondern wollten den M a r k t  weitgehend 
spielen lassen. D e m  R u f  nach «weniger 
Staat» hielt Regierungschef Brunhar t  
damals  allerdings entgegen, dass sich de r  
Staat  in vielen Bereichen, ausgeprägt  
be im B a u  von Sportanlagen, um die  An
liegen der  Bevölkerung kümmere .  E r  
verteidigte die im Gesetzesentwurf  vor
handene  Auffassung, dass es richtig sei, 
wenn sich d e r  Staat  «auch um die  exi-
stenzielle Frage kümmert ,  ob  in diesem 
Land  Wohnraum für die  Bewohner  vor
handen  ist». 

Regierung ist am Zug 
Die Regierung, die dem Landtag  ei

nen Bericht zu den aufgeworfenen Fra
gen versprochen hat, insbesondere auch 
für d e n  Bereich d e r  Wohnbeihilfen,  ist 
nun a m  Zug, einen Weg o d e r  e ine  Rege
lung zwischen d e r  Notwendigkeit  staatli
che r  Unterstützung u n d  der  Entwick
lung des freien (Wohnungs)marktes  zu 
finden. Auf  d e m  Wohnungsmarkt  
scheint sich die Situation entspannt  zu 
haben, was sich auch a u f  die  Mieten aus
wirkt, während  a u f  d e r  anderen Seite 
das Problem der  Arbeitslosen sich ver
schärfte^ de ren  E inkommen über  länge
re Zei t  nicht in allen Fällen ausreicht ,  
u m  d e n  Lebensunterhal t  zu bestrei ten 
und  eine 'Miete zu finanzieren. 

Arbeitgeber gegen 
Alpen-Initiative 

Zürich (AP)  D e r  Zentralverband 
schweizerischer Arbeitgeber-Organisa
tionen lehnt die Alpen-Initiative als 
überrrissen und mit de r  Schweiz als Tran-
sitland unvereinbar ab. Wie de r  Verband 
a m  Mittwoch im Hinblick a u f  die Volks
abstimmung vom kommenden  20. Febru
ar  weiter mitteilte, werden dagegen alle 
anderen Verkehrsvorlagen befürwortet .  

D ie  Alpen-Initiative verlange die Ver
lagerung des Gütertransi t-Verkehrs ü b e r  
die Alpen auf  die Schiene innert  zehn  
Jahren, was einem Verbot  des Strassen-
transits gleichkomme, schreibt  d e r  Ver
band weiter. Dies sei mi t  der  Stellung 
d e r  Schweiz als Transitland mitten in E u 
ropa  nicht zu vereinbaren.  Hinzu k o m 
me, dass die Schweiz im Verkehr  mit  d e n  
Nachbarstaaten durch  d ie  28-Tonnen-Li-
mite u n d  das Nacht- und Sonntagsfahr
verbot  einen relativ kle inen Güter transi t  
a u f  de r  Strasse kenne  u n d  mit Hucke-
pack-Korridor u n d  N E A T  grosse A n 
strengungen z u m  Ausbau des  Schienen
netzes durch die Alpen  unternehme.  

Routinegeschäfte 
bewilligter Budgetpositionen kann d e n  
Depar tementen  übertragen werden, wo
mit  100 Geschäfte a u f  Regierungsebene 
entfallen. Mit d e r  Delegation von Wahl
e n  in ausserparlamentarische Kommis
sionen könnten  weitere 120 Geschäfte 
abgetreten werden. Schliesslich müssten 
Alltagsgeschäfte ohne politische Brisanz 
wie Enteignungen, Konzessionen oder  
interkantonale Streitigkeiten abgetreten 
werden.  

Mehr als 3000 Geschäfte 

1992 befasste sich die Regierung a n  
ü b e r  50 Sitzungen mit 3150 Anträgen 
und  fasste 2559 Beschlüsse. D a v o n  wa
ren 55 Prozent  de r  «weissen Liste» d e r  
priori tären Geschäfte zugeordnet ,  26  
Prozent  be t rafen  Routinegeschäfte d e r  
«orangen Liste», 16 Prozent  Präsidial
verfügungen und  drei Prozent  Ausspra
chepapiere.  


